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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Verfassungsfragen

Die Regierung des Kantons Luzern unternahm mit einem sogenannten Planungsbericht
einen ersten Schritt, um das Gesetz über die Organisation von Regierung und
Verwaltung aus dem Jahre 1899 zu ändern und gleichzeitig eine Teil-, später eventuell
eine Totalrevision der Staatsverfassung von 1875 an die Hand zu nehmen. 1

KANTONALE POLITIK
DATUM: 06.01.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im Kanton Luzern hat der Grosse Rat zwar noch keinen Entscheid in Sachen
Totalrevision der Staatsverfassung gefällt, aber das Begehren ist weitgehend
unbestritten. Die Liberale Partei des Kantons Luzern (FDP) erörterte in verschiedenen
Verfassungsseminarien Ideen zu einer Totalrevision und kündigte die Ausarbeitung
eines Verfassungsvorentwurfs an. 2

KANTONALE POLITIK
DATUM: 15.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im Kanton Luzern begrüssten in einer Vernehmlassung alle im Grossen Rat vertretenen
Parteien eine Totalrevision der Staatsverfassung sowie die Schaffung eines
Verfassungsrats. Allerdings war die vom Justizdepartement vorgeschlagene Quote von
mindestens einem Drittel Anteil Frauen resp. Männern bei der Zusammensetzung der
Verfassungskommission bei den Parteien umstritten. Während die CVP und die
Freisinnigen (LPL) praktische und politische Bedenken äusserten, forderten die SP und
das Grüne Bündnis eine Quote von 50%. Uneinigkeit bestand auch über die Anzahl
Mitglieder, welche der Verfassungsrat umfassen soll. Parallel zur Totalrevision soll auch
eine Teilrevision der bestehenden Verfassung als Überbrückungsmassnahme
angegangen werden. Die Modalitäten bezüglich der Zusammensetzung dieses zweiten
Verfassungsrats, insbesondere die Einführung von Regionalquoten, waren ebenfalls
umstritten. Parteiinterne Arbeitsgruppen der CVP und der LPL begannen schon mit der
Formulierung von Vorprojekten. 3

KANTONALE POLITIK
DATUM: 20.11.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im Kanton Luzern verabschiedete der Grosse Rat eine Vorlage über ein neues Verfahren
zur Totalrevision der knapp 120 Jahre alten Staatsverfassung. In der Volksabstimmung
nahmen die Luzerner Stimmberechtigten zwar die Einsetzung eines 100köpfigen
Verfassungsrates an, verwarfen jedoch dessen paritätische Besetzung mit je 50 Frauen
und Männern mit 64,7% Nein-Stimmen. 4

KANTONALE POLITIK
DATUM: 29.11.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die Bundesversammlung genehmigte die Verfassungsänderungen in den Kantonen
Genf, Graubünden, Obwalden, Schaffhausen, Wallis und Zug. Später hiess sie auch die
Revision der Kantonsverfassungen von Nidwalden, Obwalden und St. Gallen gut. Noch
nicht verabschiedet waren zu Jahresende die vom Bundesrat im September
beantragten Genehmigungen der neuesten Revisionen der Verfassungen der Kantone
Luzern, Obwalden, Schaffhausen, Waadt und Zug. 5

KANTONALE POLITIK
DATUM: 04.12.1997
HANS HIRTER

In den Kantonen Freiburg, Basel-Stadt, Luzern, Graubünden und Zürich gingen die
Arbeiten an den Totalrevisionen der Verfassungen weiter. In Freiburg war in dem im
Jahr 2000 eingesetzten Verfassungsrat insbesondere der Beschluss umstritten, das
bisherige strikt befolgte Prinzip der Sprachterritorien etwas aufzuweichen und entlang
der Sprachgrenzen auch gemischtsprachige Gemeinden zuzulassen. Im weiteren
stimmte der Verfassungsrat dem Ausländerstimmrecht auf Gemeindeebene zu. In
Basel-Stadt verzichtete der Verfassungsrat, welcher seit anfangs 2000 am Werk ist,
darauf, die bisher gültige Bestimmung, wonach eine Wiedervereinigung mit Basel-Land
anzustreben sei, in den Entwurf für die neue Kantonsverfassung aufzunehmen. Anders
als Freiburg, Basel, Zürich und die Waadt geht der Kanton Luzern bei seiner
Totalrevision der Verfassung vor. Hier soll nicht ein gewählter Verfassungsrat, sondern
eine von der Regierung ernannte und je zur Hälfte aus Vertretern der Politik und des
„Volks“ zusammengesetzte 20köpfige Kommission einen Entwurf ausarbeiten. Diese

KANTONALE POLITIK
DATUM: 01.05.2003
HANS HIRTER
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Verfassungskommission nahm im Berichtsjahr ihre Tätigkeit auf. Die Regierung des
Kantons Graubünden legte anfangs Jahr dem Parlament ihren Entwurf für eine neue
Verfassung vor. Dieser basiert auf dem Vorentwurf einer Verfassungskommission,
welcher im Jahr 2000 in die Vernehmlassung gegeben worden war. Als besonders
umstritten erwies sich hier das Wahlsystem für das Parlament. Die
Verfassungskommission hatte ein Proporzsystem vorgeschlagen, die Regierung wollte
ein Mischsystem einführen (Majorz mit zusätzlichem Proporz in grösseren
Wahlkreisen).Die Variante Mischsystem sieht nach dem Vorbild der Wahl für den
deutschen Bundestag vor, dass ein Teil des Parlaments in Einermajorzkreisen gewählt
wird und ein Teil in diese überlagernden grösseren Proporzwahlkreisen. Das Parlament
seinerseits entschied sich für Festhalten am bisherigen Majorzsystem, beschloss aber,
dem Volk im Jahr 2003 die neue Verfassung in zwei Varianten (Beibehaltung des Majorz
resp. Mischsystem) vorzulegen. 6

In den Kantonen Freiburg, Basel-Stadt, Luzern, Graubünden und Zürich gingen die
Arbeiten an den Totalrevisionen der Verfassungen weiter. In Graubünden wurde die
Arbeit mit der Volksabstimmung vom 18. Mai abgeschlossen. Der Souverän stimmte im
Verhältnis zwei zu eins zu. In Freiburg wurde im Frühjahr die erste von drei Lesungen
abgeschlossen und anschliessend eine Vernehmlassung durchgeführt. Im November
und Dezember hielt der Verfassungsrat die zweite Lesung ab. In Basel-Stadt
präsentierte die Redaktionskommission des Verfassungsrats nach rund dreijähriger
Arbeit einen Vorentwurf, in welchem die Resultate der Diskussionen und Beschlüsse in
den Kommissionen und im Rat strukturiert zusammengefasst wurden. Dieser wurde ab
Mai in einer ersten Lesung beraten und anschliessend in eine breite Vernehmlassung
gegeben. In Zürich, wo man ähnlich vorgeht wie in Basel, lag der Rohentwurf im Februar
vor, und die erste Lesung begann im Mai. Anschliessend wurde ebenfalls eine breite
Vernehmlassung durchgeführt. 7

KANTONALE POLITIK
DATUM: 12.11.2003
HANS HIRTER

In Basel-Stadt wurde die Vernehmlassung über einen Vorentwurf für eine neue
Kantonsverfassung abgeschlossen. Mit Ausnahme der Einführung des
Ausländerstimmrechts, der Mutterschaftsversicherung (welche mit dem positiven
Ausgang der Volksabstimmung auf Bundesebene ohnehin obsolet wurde) und der
Parteienfinanzierung stiessen alle Neuerungen auf breite Zustimmung. Die zweite
Lesung nahm der Verfassungsrat im November auf. Um nicht das gesamte Projekt zu
gefährden, strich er das Ausländerstimmrecht wieder. In Luzern schloss die
Verfassungskommission ihre Arbeit ab und übergab ihren Vorschlag der Regierung,
welche eine Vernehmlassung durchführte. Die Kommission hatte unter anderem
beschlossen, das Ausländerstimmrecht nur in der fakultativen kommunalen Form
aufzunehmen und diesen Vorschlag bloss als Variante dem Volk vorzulegen. In der
Vernehmlassung wurden die wichtigsten angestrebten materiellen Änderungen
(Ausländerstimmrecht, Stimmrechtsalter 16, Kompetenz des Parlaments,
nichtchristliche Kirchen als öffentlich-rechtliche Anstalten zu anerkennen) von den drei
bürgerlichen Parteien CVP, FDP und SVP abgelehnt. In Zürich wurde anfangs Jahr die
Vernehmlassung über den Vorentwurf für eine neue Verfassung abgeschlossen; im
Sommer führte der Verfassungsrat die zweite Lesung des bereinigten Entwurfs durch.
Dabei berücksichtigte er insbesondere auch das Anliegen der FDP, Grundsätze, welche
bereits in der Bundesverfassung enthalten sind, nicht auch noch in die
Kantonsverfassung aufzunehmen (namentlich Grund- und Sozialrechte). Im Oktober
verabschiedete der Verfassungsrat den Entwurf gegen den Widerstand der SVP
zuhanden der Volksabstimmung. Im Kanton Schwyz beantragte die Regierung, eine
Totalrevision der Verfassung in Angriff zu nehmen und dazu eine
Verfassungskommission zu wählen. 8

KANTONALE POLITIK
DATUM: 29.10.2004
HANS HIRTER

In Luzern nahm die Verfassungskommission an ihrem im Vorjahr in die Vernehmlassung
gegebenen Entwurf gewichtige Abstriche vor. Sie verzichtete auf die von den
bürgerlichen Parteien heftig kritisierten Elemente Ausländerstimmrecht,
Stimmrechtalter 16, Anerkennung weiterer Religionsgemeinschaften und Einführung
von Einbürgerungskommissionen. Die Regierung schlug dem Parlament vor, den
Stimmberechtigten zumindest das fakultative Ausländerstimmrecht als Zusatzfrage zur
neuen Verfassung vorzulegen. 9

KANTONALE POLITIK
DATUM: 20.12.2005
HANS HIRTER
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In Luzern begann das Parlament mit der Beratung des Verfassungsentwurfs. Die Linke,
für welche die vorgeschlagenen Neuerungen viel zu wenig weit gingen, scheiterte mit
ihrem Rückweisungsantrag. In der Detailberatung stimmte der Rat der Einführung eines
Gemeindereferendums (auszuüben durch einen Viertel der Gemeinden) zu, strich
hingegen die im Entwurf vorgesehene ausserordentliche Abwahl der Regierung und des
Parlaments durch das Volk. 10

KANTONALE POLITIK
DATUM: 16.11.2006
HANS HIRTER

In Luzern verabschiedete der Kantonsrat die neue Kantonsverfassung in zweiter Lesung.
Die Zustimmung fiel relativ knapp aus, da SVP, SP und GP aus unterschiedlichen
Gründen dagegen opponierten. Für die Linke waren die Neuerungen zu zaghaft
ausgefallen. Die SVP bemängelte insbesondere einen, von den Befürwortern allerdings
bestrittenen, Demokratieabbau sowie die Berechnungsmethode für die Sitzzuteilung
auf die Wahlkreise. Diese geht von der Gesamtbevölkerung und nicht nur von den
Schweizern aus und verleiht damit den städtischen Gebieten mehr Gewicht. Die
Delegiertenversammlungen sowohl der SVP als auch der SP beschlossen denn auch
einstimmig die Nein-Parole für die Volksabstimmung. In dieser nahmen die Bürgerinnen
und Bürger die neue Verfassung mit einem Ja-Stimmenanteil von 64% an. 11

KANTONALE POLITIK
DATUM: 09.06.2007
HANS HIRTER

Rechtsordnung

Strafrecht

Der Fall Rappaz wirkte auch 2013 noch nach. Zur Debatte stand dabei das Dilemma
zwischen Schutzpflicht des Staates und Selbstbestimmungsrecht des Häftlings. Die
durch den Hungerstreik des Hanfbauern angeregte Diskussion über die
Zwangsernährung von Häftlingen führte dazu, dass mehrere Kantone diese Fälle nun
explizit regelten. Abgeschlossen sind die Revisionen in den Kantonen Zug, St. Gallen und
Solothurn. Gesetzesrevisionen laufen derzeit in den Kantonen Appenzell Ausserrhoden
und Luzern. Dabei wurde meist der Standpunkt vertreten, dass der Wunsch des
Häftlings zu respektieren sei, auch wenn dieser zum Tod führe. 12

KANTONALE POLITIK
DATUM: 19.04.2013
NADJA ACKERMANN

Stimm- und Wahlrecht

In Luzern lehnte das Kantonsparlament den Vorschlag der Regierung ab, die Einführung
des Ausländerstimmrechts im Rahmen der Volksabstimmung über die neue
Kantonsverfassung wenigstens als Variante zu präsentieren. Im Kanton Zürich
beantragte die Regierung dem Parlament die Einführung des fakultativen
Ausländerstimmrechts auf Gemeindeebene. 13

KANTONALE POLITIK
DATUM: 14.09.2006
HANS HIRTER

Im Kanton Bern sprach sich die Regierung für die Annahme der im Vorjahr
eingereichten Volksinitiative für die Einführung des fakultativen kommunalen
Stimmrechts für Ausländer aus. Eine analoge Volksinitiative wurde auch im Kanton
Luzern eingereicht. In Basel-Stadt reichte ein vor allem aus der Linken formiertes
Komitee eine Volksinitiative für das aktive Stimm- und Wahlrecht für niedergelassene
Ausländer ein, welche seit mindestens fünf Jahren im Kanton wohnen. In der Waadt,
welche das obligatorische kommunale Ausländerstimmrecht bereits kennt, lancierte die
Linke eine Volksinitiative für die Ausweitung auf die Kantonsebene. 14

KANTONALE POLITIK
DATUM: 21.08.2009
HANS HIRTER

Im Kanton Bern, wo ein fakultatives kommunales Stimm- und Wahlrecht für Ausländer
eingeführt werden sollte, stimmten auf Empfehlung des Grossen Rates und der
bürgerlichen Parteien 72% der Urnengänger dagegen. Die Regierung des Kantons Luzern
unterstützt die vom Verein Secondas Plus eingereichte Initiative für die fakultative
Einführung des kommunalen Ausländerstimmrechts. Allerdings verlangt sie in einem
Gegenvorschlag eine einheitliche Regelung für alle interessierten Gemeinden.
Schweizweit gibt es bisher acht Kantone, die ein solches fakultatives kommunales
Stimm- und Wahlrecht für Migranten kennen. Es sind dies Neuenburg, Jura, Genf,
Waadt, Freiburg, Appenzell Ausserrhoden, Graubünden und Basel-Stadt. In Basel-Stadt
wurde die fakultative Erweiterung des kommunalen Wahl- und Stimmrechts auf weitere
Personengruppen allerdings weder von Riehen noch von Bettingen umgesetzt. 15

KANTONALE POLITIK
DATUM: 15.10.2010
MARC BÜHLMANN
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Die im Januar 2009 im Kanton Neuenburg eingereichte Volksmotion, welche die
Herabsetzung des Stimmrechtalters von 18 auf 16 Jahre fordert, wurde vom Grossen
Rat mit 55 zu 39 Stimmen überwiesen. Die Ratsrechte, allen voran die SVP und Teile der
FDP, machte geltend, dass Junge im Alter von 16 Jahren von einer vorwiegend
linksorientierten Lehrerschaft indoktriniert seien und dass Vertragsunterschriften in
diesem Alter rechtlich nicht bindend seien. Die Linke hingegen argumentierte für eine
altersmässige Anpassung des Stimmrechts an die Steuerpflicht und für die frühe
politische Einbindung der Jugend als Zukunftsträgerin der Gesellschaft. Der
Neuenburger Staatsrat unterstützte die Motion ebenfalls. 
Im Kanton Waadt wurde eine parlamentarische Initiative der SVP, die ebenfalls die
Einführung des Stimmrechtalters 16 vorgesehen hätte, vom Parlament Ende 2010
abgelehnt. Gegner und Befürworter fanden sich sowohl im linken wie auch im rechten
Lager. 
Die von der jungen Luzerner CVP lancierte Initiative für ein Stimmrecht ab Geburt
(Familienstimmrecht) scheiterte an der Unterschriftenhürde und kam nicht zustande. 16

KANTONALE POLITIK
DATUM: 15.12.2010
MARC BÜHLMANN

Datenschutz und Statistik

Eine nationale Premiere gab es in den Kantonen Schwyz, Ob- und Nidwalden. In diesen
Kantonen kann sich neu jeder im Internet über den Standort von öffentlichen Kameras
informieren. Diese Einrichtung wird in den kantonalen Datenschutzgesetzen
gefordert. 17

KANTONALE POLITIK
DATUM: 03.03.2011
NADJA ACKERMANN

Öffentliche Ordnung

Der Kanton Luzern fällte als erster Kanton einen Kantonsbeschluss, nach dem
Demonstrationsveranstalter zur Übernahme der Polizeikosten gezwungen werden
können, falls eine Veranstaltung aus dem Ruder läuft. Verläuft die Demonstration
friedlich, übernimmt der Kanton die Kosten für das Polizeiaufgebot. Bei der Einführung
der Verantwortlichkeit nach dem Verbraucherprinzip liegt jedoch die Beweislast beim
Kanton. 18

KANTONALE POLITIK
DATUM: 02.07.2012
NADJA ACKERMANN

Föderativer Aufbau

Föderativer Aufbau

Die Ohnmacht, in der sich grössere Städte im föderalistischen System ab und zu
befinden, weil sie von bevölkerungs- und strukturschwächeren ländlichen Gebieten
häufig überstimmt werden, brach sich 2014 im Kanton Zürich Bahn in Form einer
kantonalen Interpellation zweier SP-Gemeinderätinnen, die die Stadtregierung über die
Möglichkeiten und Chancen eines Halbkantons "Stadt Zürich" befragten. Auch in Luzern
und in Bern wurde die Idee eines Stadtkantons auf Internetforen und in öffentlichen
Debatten diskutiert. Nachdem ein Vorprojekt für eine mögliche Fusion zwischen den
Kantonen Basel-Landschaft und Basel-Stadt aufgrund der ablehnenden Mehrheit der
Baselbieter abgeschmettert wurde, dachte man auch in der Stadt Basel laut über die
Idee eines Vollkantons nach. Die Idee, dass städtische Gebiete aufgewertet werden
müssen, ist allerdings nicht neu und hat sich bisher als chancenlos erwiesen (vgl. auch
die Diskussionen um die Reform des Ständemehrs). Es ist durchaus möglich, dass der
Stadt-Land-Graben in Zukunft virulenter wird und solche Diskussionen mit grösserer
Verve geführt werden. 19

KANTONALE POLITIK
DATUM: 16.07.2014
MARC BÜHLMANN
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Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Nachdem 2012 bereits die Kantone Genf, Jura, Wallis, Tessin, Bern und Basel-Stadt eine
Stelle für ein Kantonslobbying geschaffen hatten, richtete im Berichtsjahr auch der
Kanton Luzern einen entsprechenden, der kantonalen Verwaltung unterstellten Posten
ein. Durch systematische Informationsbeschaffung, Identifikation von
Schlüsselgeschäften für den Kanton, Aufbereitung dieser Informationen für die
kantonalen Behörden sowie dem Aufbau und der Pflege von Netzwerken in Bundesbern
erhoffte sich der Innerschweizer Kanton zusätzliche Kompetenzen und
Einflussnahme. 20

KANTONALE POLITIK
DATUM: 04.10.2013
MARC BÜHLMANN

Städte, Regionen, Gemeinden

Die Idee, kleine und mittlere Gemeinden zu fusionieren, hat in den letzten Jahren an
Popularität gewonnen. Mitverantwortlich dafür waren einerseits finanzielle Gründe,
indem es kleinen Gemeinden oft kaum mehr möglich war, die heute an sie gestellten
Anforderungen in Bezug auf Dienstleistungen und Verwaltungstätigkeiten zu erfüllen.
Andererseits erwies es sich aber auch als zunehmend schwieriger, kommunale
politische Ämter zu besetzen. Federführend waren in dieser Bewegung seit einigen
Jahren die Kantone Freiburg und Tessin, welche über besonders viele Klein- und
Kleinstgemeinden verfügen. (Im Tessin zählt die Hälfte der Gemeinden weniger als 500
Einwohner, deren 40 sogar weniger als 100.) In der Deutschschweiz waren
Gemeindefusionen bisher in Luzern am häufigsten. Im Kanton Jura beschloss das
Parlament im Berichtsjahr, fusionswilligen Gemeinden finanzielle Anreize anzubieten.
Im Kanton Bern gab die Regierung einen entsprechenden Gesetzesentwurf in die
Vernehmlassung. 21

KANTONALE POLITIK
DATUM: 21.10.2004
HANS HIRTER

Nach dem Vorbild von Lugano, dessen Einwohnerzahl sich im Berichtsjahr mit dem
Beitritt von drei weiteren Agglomerationsgemeinden auf 55'000 erhöht hat, versucht
nun auch die knapp 60'000 Einwohner zählende Stadt Luzern, durch die Vereinigung
mit Vorortsgemeinden ein grösseres politisches Gewicht zu erhalten. Ziel ist es, durch
eine Fusion mit den fünf grössten Agglomerationsgemeinden zusammen auf rund
150'000 Einwohner zu kommen. In einem ersten Schritt stimmten die Bürgerinnen und
Bürger von Luzern und Littau (rund 16'000 Einwohner) einem Zusammenschluss zu, der
anfangs 2010 in Kraft treten wird. Noch nicht soweit ist man in Freiburg. In der
Kantonshauptstadt (rund 35'000 Einwohner) und in vier Agglomerationsgemeinden mit
insgesamt etwa 17'000 Einwohnern wurden im Berichtsjahr kommunale Volksinitiativen
für eine Fusion eingereicht. 22

KANTONALE POLITIK
DATUM: 21.12.2007
HANS HIRTER

Die Diskussion über die ideale Form der kommunalen Legislative wurde im Berichtsjahr
durch Vorstösse in den Kantonen Luzern, Zug und Schwyz angefacht. In Luzern weibelte
die SVP, die sich sonst eher als Gralshüterin der direkten Demokratie engagiert, gegen
die Gemeindeversammlung und forderte in mehreren kommunalen Initiativen die
Abschaffung der Versammlungsdemokratie und deren Ersatz durch
Urnenabstimmungen. Im Kanton Zug forderte die GLP, dass Gemeinden mit mehr als
10‘000 Einwohnern über die Einführung eines Parlaments abstimmen müssen. In der
Tat gibt es im Kanton Zug mit Baar und Cham zwei Gemeinden, in denen die rund
25‘000 Einwohner die kommunalen Geschäfte nach wie vor in einer Versammlung
beraten und entscheiden. Im Kanton Schwyz sollen die Gemeindeversammlungen nicht
abgeschafft, aber entmachtet werden, indem Wahlgeschäfte nicht mehr dort, sondern
an der Urne getätigt werden. Die Argumente der Gegner der Gemeindeversammlung
konzentrierten sich auf deren Legitimität, die nicht gegeben sei, wenn aufgrund
mangelnder Partizipation weniger als 5% der Stimmberechtigten über wichtige Belange
entschieden. Urnengänge würden mehr Personen erreichen und seien deshalb
demokratischer. Auf der anderen Seite muss auf die deliberative Qualität von
Versammlungen hingewiesen werden. Ein Forum für eine öffentliche Debatte fehlt bei
reinen Urnengängen. 23
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Landesverteidigung

Zivildienst und Dienstverweigerung

Tout comme Genève et le Tessin, le canton de Neuchâtel, suivi de ceux de Lucerne,
Zoug, Nidwald et Zurich, avait décidé de suspendre l'exécution des peines de prison
pour les réfractaires qui en avaient fait la demande jusqu'à la votation fédérale sur
l'article constitutionnel. La question s'est cependant posée de savoir dans quelle
mesure il était possible de prolonger cette suspension jusqu'à la mise en vigueur d'une
nouvelle loi. En l'occurrence, les avis furent très partagés. 24

KANTONALE POLITIK
DATUM: 28.07.1992
SERGE TERRIBILINI

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Banken

Der Privatisierungsprozess der Kantonalbanken wurde weiter vorangetrieben. Die
Luzerner Regierung beantragte die Umwandlung der Kantonalbank in eine
Aktiengesellschaft und stellte in Aussicht, dass ein Teil der Aktien verkauft werde, wobei
allerdings der Kanton eine Mehrheit behalten wolle. Gegen die Stimmen der SP
akzeptierte das Kantonsparlament die Umwandlung in eine AG. Am 24. September hiess
auch das Volk gegen den Widerstand der SVP, der SP und der GP die Vorlage mit 53,5%
Ja-Stimmen gut. 25
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DATUM: 24.09.2000
HANS HIRTER

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Um reiche Steuerzahler anzulocken, führte der Kanton Obwalden ein degressives
Steuermodell für hohe Einkommen ein, was die Linke heftig kritisierte. In seiner
Antwort auf eine Interpellation Rey (sp, VS) (Int. 05.3652) hielt der Bundesrat fest, dass
sich eine politische Begrenzung des interkantonalen Steuerwettbewerbs nur dann
aufdränge, wenn dieser die Kantone zwinge, die Steuern auf ein Niveau zu senken, das
die Finanzierung der öffentlichen Leistungen verunmöglicht. Je nach konkreter
Ausgestaltung könne ein degressiver Steuertarif den Grundsatz der Besteuerung nach
der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit sowie das Erfordernis einer rechtsgleichen
Besteuerung verletzen. Dies zu überprüfen obliege den Gerichten. – Die kantonalen
Finanzdirektoren gaben bekannt, dem Wettbewerb um die tiefsten Steuern mit einer
Vereinbarung entgegentreten zu wollen. 26
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MAGDALENA BERNATH

Finanzhaushalt der Kantone und Gemeinden

Fast jeder dritte Kanton budgetierte für das Jahr 2001 einen Einnahmenüberschuss.
Basel, Genf, Luzern, Solothurn, Thurgau, Zug und Zürich rechneten mit schwarzen
Zahlen. Insgesamt wiesen die Voranschläge bei einem Aufwand von 60,6 Mia Fr. und
einem erwarteten Ertrag von 60 Mia einen Aufwandüberschuss von 557,5 Mio Fr. aus. Im
Vorjahr waren noch 1,5 Mia Fr. Aufwandüberschuss veranschlagt worden. 18 Kantone
legten ein besseres Budget vor als vor Jahresfrist. Schlechter dürfte die Rechnung
hingegen in den Kantonen Uri, Schwyz, Glarus, Freiburg, in beiden Appenzell, St. Gallen
und Aargau ausfallen. Dort prägten in erster Linie fiskal- und personalpolitische
Entscheide die Diskussion. Besonders prekär ist die Situation Uris, wo der
Selbstfinanzierungsgrad unter 10% fallen könnte. 27
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DATUM: 11.11.2000
DANIEL BRÄNDLI

Für das Jahr 2002 budgetierten die Kantone Ausgaben von 67 Mia Fr., das sind 4% (2,6
Mia) mehr als im Vorjahr. Die veranschlagten Einnahmen wuchsen um 2,2 Mia und waren
mit 65 Mia Fr. um 1,9% höher als 2002. 11 Kantone erwarteten einen schlechteren
Abschluss als im Vorjahr. Mit schwarzen Zahlen rechneten Bern, Obwalden, Glarus,
Wallis und Genf. Die grössten Defizite sahen die Budgets Zürichs (360 Mio), des Tessin
(227 Mio) und der Waadt (153 Mio) vor.  28
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Für das Jahr 2004 budgetierten die Kantone Ausgaben von 69,7 Mia Fr., das sind 2,2%
(1,5 Mia) mehr als im Vorjahr. Die veranschlagten Einnahmen wuchsen um 1,1 Mia und
waren mit 67,3 Mia Fr. um 1,7% höher als 2003. Mit schwarzen Zahlen rechneten Bern,
Luzern, Wallis und Zug. Die grössten Defizite sahen die Budgets der Kantone Tessin (277
Mio), Zürich (204 Mio), Waadt (172 Mio), Schwyz (130 Mio) und Basel-Stadt (108 Mio)
vor. 29
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DATUM: 31.12.2003
MAGDALENA BERNATH

Für das Jahr 2005 budgetierten die Kantone Ausgaben von 70,8 Mia Fr., das sind 1,6%
(1,1 Mia) mehr als im Vorjahr. Die veranschlagten Einnahmen wuchsen um 750 Mio und
waren mit 68,1 Mia Fr. um 1,1% höher als 2004. Mit schwarzen Zahlen rechneten Aargau,
Bern, Obwalden, Solothurn und Wallis. Die grössten Defizite sahen die Budgets der
Kantone Zürich (483 Mio), Genf (290 Mio), Tessin (262 Mio), Waadt (173 Mio), Basel-Stadt
(118 Mio) und Schwyz (104 Mio) vor. 30
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DATUM: 31.12.2004
MAGDALENA BERNATH

Für das Jahr 2007 budgetierten die Kantone Ausgaben von 71,2 Mia Fr., das sind 1,6% (1,1
Mia) mehr als im Vorjahr. Die veranschlagten Einnahmen wuchsen um 1,95 Mia und
waren mit 70,35 Mia Fr. um 2,9% höher als 2006. Mit schwarzen Zahlen rechneten
Aargau, Basel-Stadt, Bern, Freiburg, Glarus, Graubünden, Luzern, Nidwalden, Obwalden,
Schaffhausen, Solothurn, Uri, Waadt, Wallis und Zug. Defizite sahen die Budgets der
Kantone Zürich (287 Mio), Genf (191 Mio), Tessin (170 Mio), Neuenburg (43 Mio), Schwyz
(32 Mio), Thurgau (10 Mio), Basel-Land (7 Mio), Jura (6 Mio), St. Gallen (4 Mio), Appenzell
Innerrhoden (2 Mio) und Appenzell Ausserrhoden (0,3 Mio) vor. 31
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MAGDALENA BERNATH

Für das Jahr 2011 rechneten die Kantone insgesamt mit einem Defizit von 276 Mio Fr.
Dabei budgetieren 12 Kantone schwarze Zahlen mit einem Gesamtüberschuss von rund
384 Mio Fr. Das grösste Plus verzeichnet dabei der Kanton Zürich (+192 Mio Fr.), weiter
weisen die Kantone Bern (+76,5 Mio Fr.), Basel-Stadt (+45,6 Mio Fr.) und Wallis (22,6 Mio
Fr.) grössere Überschüsse aus. Praktisch ausgeglichene Budgets planen die Kantone Uri,
Waadt, Freiburg, Nid- und Obwalden, Solothurn, Thurgau, Schaffhausen und Aargau. Die
grössten Defizite sehen Genf (-175 Mio Fr), Schwyz (-136 Mio Fr.), Tessin (-133 Mio Fr.),
sowie Zug (-39,7 Mio Fr.) vor. 32
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DATUM: 31.12.2010
NATHALIE GIGER

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Eisenbahn

Après négociations, les six cantons de Suisse centrale (UR, SZ, NW, OW, LU et ZG) se
sont accordés pour réaliser leur réseau RER – S-Bahn Zentralschweiz. La création se
fera en deux phases : d’abord la mise en place de deux réseaux autour de Zoug et
Lucerne, puis une fusion des deux en un seul réseau. Vingt-quatre nouvelles stations,
neuf dans l’agglomération de Lucerne, dix dans les alentours de la gare principale de
Zoug vont être construites et 60 trains supplémentaires devraient être introduits. Une
partie du projet est déjà accomplie : les premiers éléments du nouveau S-Bahn
rouleront dès 2002 au Seetal. Les coûts sont estimés à CHF 190 millions, dont CHF 70
millions pour le souverain zougois et CHF 105 millions pour celui lucernois. 33
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Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

In mehreren Kantonen, namentlich Bern, Freiburg, Obwalden und Thurgau, legten die
Regierungen Gesetzesanträge zur Vereinfachung der Bewilligungsverfahren vor. Als
erster Kanton versuchte der Aargau, die Baubewilligungsfristen rechtlich
festzuschreiben. In dem vom Aargauer Regierungsrat vorgelegten „Fristen-Dekret“ sind
Grenzen von insgesamt höchstens acht Monaten für die Bewilligung von Baugesuchen
und allfällige Einsprachen vorgesehen. Das Dekret ist Ausfluss des am 6. Juni in der
kantonalen Volksabstimmung angenommenen neuen Baugesetzes. Das Aargauer
«Fristendekret» wurde am 17.5.1994 vom Grossen Rat abgelehnt. 34

KANTONALE POLITIK
DATUM: 28.12.1993
DIRK STROHMANN

Bodenrecht

Nach den degressiven Steuern, welche der Halbkanton einführen wollte, sorgte der
Kanton Obwalden mit einem Kantonsratsbeschluss von Ende April schweizweit erneut
für Aufsehen, indem er als Nachtrag zum revidierten Baugesetz die Schaffung von
Zonen mit hoher Wohnqualität angrenzend an bestehende Bauzonen ermöglichen
wollte. Umstritten war insbesondere die vom Kanton kommunizierte Bedingung zum
Erlangen von Bauland: Bauwillige Personen sollten einen hohen Steuerertrag abwerfen
oder Arbeitsplätze schaffen und dem Kanton so von volkswirtschaftlichem Nutzen sein.
Neben Bedenken zur Vereinbarkeit mit dem Prinzip der Rechtsgleichheit wurde auch
die Frage gestellt, ob solche Zonen dem Gebot der haushälterischen Nutzung des
Bodens ausreichend Rechnung tragen würden. Obwohl einer Beschwerde vor dem
Bundesverwaltungsgericht gute Chancen eingeräumt wurden, lehnte die Grüne Partei
diesen Weg ab und ergriff stattdessen das Referendum. Widerstand zum
Kantonsratsbeschluss regte sich unter anderem in bäuerlichen Kreisen und beim
Heimatschutz. In der Volksabstimmung vom 29. November 2009 wurde der Nachtrag
zum Baugesetz mit 62,4% Nein-Stimmen überraschend deutlich verworfen. 35
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DATUM: 11.05.2009
MARLÈNE GERBER

Umweltschutz

Abfälle

Das Plastik-Recycling nahm in der Schweiz im Jahr 2015 Fahrt auf. In diesem Umfang
schweizweit einmalig starteten hundert Ostschweizer Gemeinden im Oktober 2015 das
separate Sammeln von Kunststoffabfällen. Eine Pionierrolle nahm dabei der Kanton
Thurgau ein, dessen 80 Gemeinden sich alle am Projekt beteiligten. Der neue,
gebührenpflichtige 60-Liter Sack für Kunststoffabfälle wird nicht eingesammelt,
sondern muss vom Konsumenten an einer der 20 Rückgabe-Stationen deponiert
werden. Über die Wirkung des Ostschweizer Projekts war im Februar 2016 noch wenig
bekannt, als der Kanton Obwalden mitteilte, dass das von ihm eingeführte
Kunststoffrecycling aufgrund mangelhafter Sammeldisziplin wieder eingestellt werde.
Die im Vergleich zum Kehrichtsack tieferen Sammelgebühren hätten einige Personen
dazu verleitet, auch andere Materialien im Kunststoffsammelbehälter zu entsorgen.
Funktioniert habe die Sammlung nur an durchwegs personell betreuten Sammelstellen. 
Neben Anliegen der Umwelt entspricht das Plastik-Recycling auch einem Bedürfnis der
Industrie; so gilt Plastik beispielsweise in Zement- und Kraftwerken als beliebter
Brennstoff. Von einem gesamtschweizerischen Sammelkonzept, wie dies bereits bei
den PET-Flaschen existiert, wollte der Bund zum aktuellen Zeitpunkt jedoch absehen.
Man wolle abwarten, bis die Wirtschaft und das Gewerbe funktionierende
Entsorgungskonzepte entwickelt hätten. Zusammen mit dem Kanton Aargau und
Economiesuisse hatte das BAFU im Jahr 2014 jedoch den sogenannten Ressourcen-
Trialog initialisiert. In diesem Zusammenhang soll auch die Verwertung von
Kunststoffabfällen thematisiert werden. 36
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Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Ärzte und Pflegepersonal

Luzern führte als erster Kanton die Kategorie des „Spitalarztes“ ein. Die fest
angestellten Fachärzte mit FMH-Titel sollen einen Teil der noch in der Ausbildung
befindlichen Assistenzärzte ersetzen. Durch die Verringerung der Ausbildungsplätze für
angehende Spezialärzte und die Schaffung einer Alternative zur Praxistätigkeit will das
neue Modell die Eröffnung neuer Praxen eindämmen und gleichzeitig das Problem der
notorisch überlasteten Assistenzärzte entschärfen. Die Luzerner Gesundheitsdirektion
geht davon aus, dass mit der festen Anstellung von fertig ausgebildeten Fachärzten die
medizinische Qualität an den Spitälern gesteigert und die Kontinuität sichergestellt
werden kann. (Zur Situation der Assistenzärzte siehe hier) 37
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DATUM: 19.12.2000
MARIANNE BENTELI

Sozialhilfe

Nach Genf und Tessin wird auch der Kanton Waadt für ausgesteuerte Arbeitslose ein
garantiertes Minimaleinkommen einführen. Dieses wird 150 Fr. pro Monat über den
üblichen Sozialhilfeleistungen liegen und an eine Gegenleistung (Weiterbildung,
Arbeiten für die Gemeinschaft) gekoppelt sein. Während die Linke dieses "revenu
minimum de réinsertion" zeitlich unbefristet ausrichten wollte, setzte die bürgerliche
Mehrheit im Grossen Rat eine Beschränkung auf zwei Jahre durch. Der Kanton Wallis
unterstellte nicht nur die Unterstützung der Ausgesteuerten, sondern generell seine
Sozialhilfe unter den Gedanken eines Vertrages zwischen dem Individuum und der
Gesellschaft ("contrat d'insertion sociale"). Die Erbringung gemeinnütziger Leistungen
wird mehr als moralische denn als rechtliche Verpflichtung verstanden und hat auch die
Aufgabe, die Sozialhilfeempfänger aus ihrer Isolation zu führen. Im teilrevidierten
Fürsorgegesetz des Kantons Bern soll ebenfalls die Möglichkeit geschaffen werden, die
Unterstützung in besonderen Fällen an vertraglich vereinbarte Gegenleistungen zu
knüpfen. Die Sozialhilfe bekäme in einem solchen Fall den Charakter eines Soziallohnes
und wäre damit nicht mehr rückerstattungspflichtig. Der Grosse Rat des Kantons Luzern
lehnte es hingegen ab, ein Recht auf Existenzminimum für Ausgesteuerte einzuführen 38
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DATUM: 09.07.1996
MARIANNE BENTELI

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Grundschulen

Die Kantone Uri, Ob- und Nidwalden sowie Schwyz entschieden, vom Schuljahr
2005/06 an ab der 3. Klasse Englisch als erste Fremdsprache unterrichten zu lassen. An
den Tessiner Schulen wird Englisch künftig obligatorisch; Priorität im
Fremdsprachenunterricht behalten aber Französisch und Deutsch. Die Ostschweizer
Kantone beschlossen, Frühenglisch koordiniert einzuführen, liessen den Zeitpunkt aber
noch offen; die Nordwestschweizer Kantone bleiben bei Französisch als erster
Fremdsprache, wollen den Beginn des Fremdsprachenunterrichts aber ebenfalls
vorziehen. Übereinstimmend betonten die regionalen
Erziehungsdirektorenkonferenzen der Deutschschweiz, es sei dringender, die
Konsequenzen aus der PISA-Studie im Bereich der Muttersprache zu ziehen als
Ressourcen in den frühen Fremdsprachenunterricht zu investieren. 39
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DATUM: 14.02.2002
MARIANNE BENTELI

Die Auseinandersetzung um den Fremdsprachenunterricht ging 2005 weiter: Ein
Komitee aus Lehrpersonen und Politikern aus der Ost- und Zentralschweiz (SG, TG, SH,
ZH, ZG, OW, NW, SZ) machte sich gegen die Einführung einer zweiten Fremdsprache auf
Primarschulstufe stark und sprach sich damit indirekt gegen das Französische aus, weil
in all diesen Kantonen Englisch als erste Fremdsprache gelehrt werden soll. Das
Nidwaldner Parlament entschied, Englisch ab dem 3. und Französisch ab dem 7.
Schuljahr (und damit erst in der Oberstufe) zu unterrichten. Damit setzte sich der
Kanton als zweiter nach Appenzell Innerrhoden über die Empfehlungen der EDK (Beginn
des Fremdsprachenunterrichts im 3. und 5. Schuljahr) hinweg. Die Freiburger
Erziehungsdirektorin Chassot (cvp) hingegen erklärte, eine allfällige Abschaffung des
Französischunterrichts in den Primarschulen Zürichs, wo eine entsprechende Initiative
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hängig ist, nicht hinnehmen zu wollen, und im Tessin erwog die Vereinigung „Coscienza
svizzera“ die Lancierung eines eidgenössischen Volksbegehrens, das als erste
Fremdspracheeine Landessprache verlangt. 40

Das erste Referendum konnte im Frühjahr in Luzern eingereicht werden, weitere
kamen in den Kantonen Graubünden, Nidwalden, Sankt Gallen, Thurgau und Zürich
zustande. Im Kanton Bern war die Unterschriftensammlung Ende 2008 noch am Laufen.
Im Gegensatz zur Deutschschweiz gab es in den französischsprachigen Kantonen kaum
Widerstand gegen HarmoS. Einzig im Kanton Jura hatte die SVP das Referendum
ergriffen, brachte aber von den 2000 notwendigen Unterschriften nur 1500
zusammen. 41

KANTONALE POLITIK
DATUM: 08.07.2008
ANDREA MOSIMANN

Le débat sur l’enseignement du français dans les écoles primaires alémaniques a
repris de plus belle en 2013. En montrant du doigt un Lehrplan 21 trop chargé, de
nombreux cantons alémaniques comme Lucerne, Nidwald ou encore Thurgovie ont
lancé des initiatives pour qu’une seule langue étrangère soit enseignée dans les écoles
primaires de leurs cantons. Néanmoins, il est important de spécifier que l’objectif de la
conférence des directeurs cantonaux de l’instruction publique (CDIP) est d’introduire
deux langues étrangères dès l’école primaire. De son côté, l’association faîtière des
enseignantes et enseignants alémaniques (LCH) s’oppose aux initiatives cantonales. En
effet, elle estime qu’il est préférable d’attendre les résultats obtenus sur plusieurs
années avant de tirer des conclusions qui seraient forcément hâtives. Finalement, le
syndicat des enseignants romands de l’école obligatoire (SER) a tiré sur la sonnette
d’alarme. Pour lui, les cantons romands ne doivent pas être les seuls à supporter l’effort
de la solidarité linguistique confédérale. La loi fédérale sur les langues nationales doit à
tout prix être respectée selon le syndicat. Il est donc impossible, pour le SER, de
sacrifier le français dans les écoles alémaniques. 42
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DATUM: 12.03.2013
GUILLAUME ZUMOFEN

Im Jahr 2017 kam das Frühfranzösisch in einigen Deutschschweizer Kantonen unter
Druck. Anfangs Mai hiess das Kantonsparlament des Kantons Thurgau mit 64 zu 53
Stimmen ein Gesetz gut, mit dem der Französischunterricht aus der Primarschule
gestrichen werden und stattdessen in die Sekundarstufe verschoben werden sollte.
Zwar erfolgte der Entscheid in erster Lesung, das heisst, er musste vom Grossen Rat
noch in zweiter Lesung und in der Schlussabstimmung bestätigt werden. Die Medien
gingen davon aus, dass im Falle der definitiven Annahme des Gesetzes durch das
Parlament das Behördenreferendum – dafür müssen 30 der 130 Thurgauer
Parlamentsmitglieder unterzeichnen – ergriffen würde, am Ende also das Stimmvolk das
letzte Wort haben würde. Unabhängig dessen gingen die Wogen hoch. Der Genfer
Regierungsrat Antonio Hodgers (GE, gp) ergriff Mitte Mai in der Weltwoche das Wort. Als
„Angriff auf die Schweiz“ – so der Titel des Essays – verstand Hodgers die jüngste
politische Entwicklung im Kanton Thurgau. Der interkantonale Zusammenhalt beruhe
seiner Meinung nach auf drei Säulen. Die erste seien die politischen Institutionen, die
zweite der Finanzausgleich, die dritte nannte Hodgers „aktive Mehrsprachigkeit“.
Letzteres bedeute, dass jeder sich bemühe, den anderen zu verstehen. Der Kanton
Thurgau säble gerade an dieser Säule und so könne sich der Kanton Genf in Zukunft
vielleicht fragen, wieso man noch in einen Finanzausgleich zahlen solle. Er kritisierte,
dass das Französische in der Ratsdebatte als „Fremdsprache“ bezeichnet wurde, wo es
doch in der Bundesverfassung als „Landessprache“ qualifiziert sei. Und er erhob den
Mahnfinger: „Wenn uns der Wille abhandenkommt, einander zu verstehen, werden wir
keine Nation mehr sein“, so Hodgers Fazit.

Bevor jedoch das Thurgauer Gesetz gegen das Frühfranzösisch in die zweite Runde
ging, war der bildungspolitische Fokus auf den Kanton Zürich gerichtet. Dort stimmten
die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger am 21. Mai 2017 über die kantonale
Volksinitiative „Mehr Qualität – eine Fremdsprache an der Primarschule“ ab. Die
Annahme der Initiative hätte zur Folge gehabt, dass in der Primarschule nur eine
Fremdsprache gelehrt und gelernt und eine zweite Fremdsprache erst auf
Sekundarstufe eingeführt würde. Dabei wurde es dem Zürcher Regierungsrat
überlassen, ob die erste Fremdsprache Französisch oder Englisch sein würde. Das
Initiativkomitee stellte sich auf den Standpunkt, dass viele Primarschüler überfordert
seien mit zwei Fremdsprachen in der Primarschule, denn vielen würden bereits
Grundlagenkenntnisse der deutschen Sprache fehlen. Der Regierungsrat sowie eine
Mehrheit des Zürcher Kantonsrates teilten diesen Standpunkt nicht und sprachen sich
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gegen die Initiative aus. Eine grosse Mehrheit der Primarschüler würde den Unterricht
von zwei Fremdsprachen gut meistern, zudem seien Fremdsprachenkenntnisse eine
Schlüsselkompetenz in einer vernetzten Welt und gerade in der mehrsprachigen
Schweiz sei die bisherige Handhabung „ein Bekenntnis zum hohen Wert der
Vielsprachigkeit unseres Landes“, hielt der Regierungsrat in der Abstimmungszeitung
fest. Nicht zuletzt würde der Kanton bei Annahme der Initiative gegen das 2008 von den
Zürcher Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern angenommene HarmoS-Konkordat
verstossen und müsste folglich aus diesem austreten. Das HarmoS-Konkordat
verpflichtet die beigetretenen Kantonen unter anderem dazu, eine erste Fremdsprache
spätestens ab der dritten Klasse der Primarschule und eine zweite Fremdsprache
spätestens ab der fünften Klasse der Primarschule zu unterrichten. Die Zürcher
Stimmbevölkerung sprach sich am 21. Mai 2017 mit  60.8 Prozent Nein-Stimmen klar
gegen die Initiative aus. 

Am 14. Juni 2017 bekam Frauenfeld die nationale Aufmerksamkeit zurück, denn es kam
zur zweiten Lesung und zur Schlussabstimmung des Gesetzes. Zur grossen
Überraschung lehnte der Grosse Rat des Kantons Thurgau das Gesetz hauchdünn, mit
62 zu 60 Stimmen, ab. Die Medien machten nicht etwa allfällige Drohgebärden von
Bundesrat Berset für den Sinneswandel der kantonalen Legislative verantwortlich, eher
habe die Abstimmung im Kanton Zürich Signalwirkung gehabt. Der grösste Anteil an der
Kehrtwende des Grossen Rats wurde aber der Thurgauer Regierungsrätin Monika Knill
(TG, svp) zugeschrieben. Die NZZ titelte „Mutter Courage sichert Sprachenfrieden“ und
meinte damit Knill; La Liberté widmete Knill ein Portrait mit der Überschrift „Une
marathonienne pour le français“. Knill sei deswegen mutig, weil sich die
Erziehungsdirektorin im Thurgauer Parlament und in persönlichen Gesprächen
vehement für den Erhalt des Französischunterrichts in der Primarschule eingesetzt
hatte und damit gegen ihre eigene Partei angetreten war, die grossmehrheitlich für eine
Verschiebung des Französischunterrichts in die Sekundarstufe gewesen war. Als
Marathonläuferin wurde sie bezeichnet, weil sie im Rat unermüdlich mit zahlreichen
Vorschlägen versucht hatte, ihren Widersachern, die mit der niedrigen Qualität des
Französischunterrichts und der Überforderung der Schüler argumentiert hatten,
entgegenzukommen, ohne dass dadurch der Französischunterricht aus der
Primarschule gekippt werden musste. So stellte sie den Grossrätinnen und Grossräten
in Aussicht, dass sich überforderte Schüler erleichtert vom Französischunterricht
dispensieren können sollten, dass der Unterricht vermehrt in Halbklassen stattfinden
sollte und dass die Qualität des Französischunterrichts nach zwei Jahren evaluiert
werden sollte, um danach allfällige neue Massnahmen prüfen zu können. 

Im September 2017 mussten schliesslich die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger des
Kantons Luzern über die Volksinitiative „Eine Fremdsprache auf der Primarstufe“
abstimmen; über die gleiche Thematik also, wie die Zürcher Stimmberechtigten einige
Monate zuvor. Der Regierungsrat sowie eine Mehrheit des Kantonsparlaments sprachen
sich gegen die Initiative aus. Zwar hatte die Stimmbevölkerung des Kantons Luzern 2008
den Beitritt zum HarmoS-Konkordat abgelehnt, wodurch eine Annahme der Initiative
keine interkantonalen Verträge verletzen würde, wie dies in Zürich der Fall gewesen
wäre. Der Regierungsrat war aber der Meinung, dass Luzern bei einer Annahme zu einer
„Sprachinsel“ verkommen würde. Dies würde Luzerner Familien einen
Wohnortswechsel in einen anderen Kanton erschweren, da Luzerner Primarschüler im
interkantonalen Vergleich einen Rückstand in der Sprachkompetenz aufweisen würden.
Gemäss Ausführungen der Luzerner Regierung im Bericht an die Stimmberechtigten
würde dieser Rückstand die englische Sprache betreffen, denn „aus  Gründen  des
nationalen  Zusammenhalts“ sei es notwendig, dass bei einer Annahme der Initiative
weiterhin Französisch an der Primarschule unterrichtet werden würde. Die Luzerner
Stimmbevölkerung lehnte die Volksinitiative am 24. September 2017 mit 57.6 Prozent
Nein-Stimmen ab. 43
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Hochschulen

Im Rahmen ihres Sparprogramms schlug die Luzerner Regierung vor, nur noch eine
einzige Hochschule in der Zentralschweiz zu führen und so jährlich rund 3 Mio Fr.
einzusparen. Sie beabsichtigt, die Universität Luzern, die Fachhochschule
Zentralschweiz und die Pädagogische Hochschule Zentralschweiz unter einer
gemeinsamen Führung und einheitlichen Trägerschaft zusammenzulegen und sie zu
stärken. Der Vorschlag stiess im Gegensatz zu den übrigen Sparmassnahmen auf
allgemeine Akzeptanz. 44

KANTONALE POLITIK
DATUM: 28.10.2005
MAGDALENA BERNATH

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Nachdem die beiden damit beauftragten Architekten ihr Konzept für das geplante
Kultur- und Kongresszentrum am See vorgestellt hatten und dessen Finanzierung dank
nahmhafter Spenden gesichert schien, beschlossen die Legislativen von Stadt und
Kanton Luzern den Beitritt zur Trägerschaft und bewilligten praktisch diskussionslos
Stiftungseinlagen von 94 Mio bzw. 24 Mio Fr. Von privater Seite werden 45 Mio Fr.
beigebracht. Damit hat das Projekt eine wichtige politische Hürde genommen, doch
muss der Entscheid noch an der Urne bestätigt werden. 45

KANTONALE POLITIK
DATUM: 30.12.1993
MARIANNE BENTELI

Das im Raum Luzern geplante Kulturwissenschaftliche Institut Zentralschweiz (KIZ),
das sich interdisziplinär mit Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft der Innerschweiz
auseinandersetzen will, nahm eine weitere Hürde auf dem Weg zu seiner Realisierung.
In einer ersten Vernehmlassung stimmten mit Ausnahme von Schwyz alle angefragten
Innerschweizer Kantone dem Projekt zu und erklärten sich bereit, ihren Anteil an die
Kosten zu leisten. 46

KANTONALE POLITIK
DATUM: 27.06.1996
MARIANNE BENTELI

Im August wurde der Konzertsaal des neuen Kultur- und Kongresszentrums (KKL) in
Luzern eingeweiht. Damit konnte die erste Bauphase abgeschlossen werden. Bundesrat
Cotti lobte das vom Pariser Architekten Jean Nouvel konzipierte KKL als eine der
zukunftsträchtigsten kulturellen Initiativen der letzten Jahrzehnte in der Schweiz. 47

KANTONALE POLITIK
DATUM: 19.08.1998
MARIANNE BENTELI

Mit einem dreitägigen Fest fand Ende März in Luzern die Gesamteröffnung des neuen
Kultur- und Kongresszentrums (KKL) statt. Im Bau des Pariser Architekten Jean Nouvel
befinden sich, vereint unter einem 10'000 Quadratmeter grossen, auf den See hin
auskragenden Dach, Konzertsaal, Mehrzweckhalle, Kunstmuseum (Das Kunstmuseum
nahm seinen Betrieb erst im Juni auf), Kongressräume, Bars und Restaurants. Die von
Stadt und Kanton Luzern dominierte Trägerstiftung übernahm im Mai als Eigentümerin
die Führung des gesamten Betriebs, der bis anhin von einer privatwirtschaftlich
organisierten Betreiberin geleitet worden war. 48

KANTONALE POLITIK
DATUM: 18.03.2000
MARIANNE BENTELI

Kirchen und religionspolitische Fragen

Mit einem einjährigen Pilotprojekt läuteten die beiden Luzerner Gemeinden Kriens und
Ebikon im Schuljahr 2002/2003 eine Schweizer Premiere ein, indem sie islamischen
Schülerinnen und Schülern in der Unterstufe muslimischen Religionsunterricht
anboten. Der Beauftragte für Religion der drei Landeskirchen im Kanton Luzern
erklärte, die aus Deutschland stammenden Lehrmittel seien eingehend geprüft worden;
es handle sich um modernes Unterrichtsmaterial ohne fundamentalistische Inhalte. Die
Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren begrüsste das Projekt, da sie
grundsätzlich empfiehlt, dass Kinder fremder Kulturen auch in ihrer Sprache und Kultur
unterrichtet werden. 49

KANTONALE POLITIK
DATUM: 28.08.2002
MARIANNE BENTELI
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Archive, Bibliotheken, Museen

Hauptgrund für die finanzielle Misere, in der das Verkehrshaus der Schweiz in Luzern
seit Jahren steckt, ist der stete Rückgang der Besucherzahlen. Dabei wirkt sich der
Umstand, dass die limitierten Mittel Erneuerungen in den permanenten und den
Sonderausstellungen nur beschränkt zulassen, als eigentliche Negativspirale aus.
Nachdem das Luzerner Stadtparlament bereits beschlossen hatte, dem Verkehrshaus
einen zinslosen Kredit von CHF 1 Mio. einzuräumen, liess sich auch der Bund zu einer
Geste bewegen: Er beschloss, dem Verkehrshaus mit jährlich CHF 1.5 Mio. unter die
Arme zu greifen, allerdings nur unter der Bedingung, dass Kanton und Stadt Luzern
ihrerseits zusammen mindestens CHF 2 Mio. pro Jahr beisteuern. 50

KANTONALE POLITIK
DATUM: 25.07.1997
MARIANNE BENTELI

Sprachen

Ende Januar wurden die Pläne der St. Galler Regierung bekannt, im Rahmen der
kantonalen Sparmassnahmen Italienisch angesichts der schwachen Nachfrage als
Schwerpunktfach aus dem gymnasialen Curriculum zu streichen. Die Empörung über
den angekündigten Schritt war sowohl im Kanton St. Gallen als auch im Tessin gross. Die
Gegner der Pläne, die deren Rechtmässigkeit hinterfragten, gelangten mit einer Petition
an den St. Galler Kantonsrat, die Tessiner Regierung an den Bundesrat. Der öffentliche
Druck zeigte Wirkung, das Kantonsparlament stellte sich hinter das Italienische als
gymnasiales Schwerpunktfach. Der Kanton Obwalden hingegen hielt bis Ende des
Berichtsjahrs an seinen Plänen fest, Italienisch an der Kantonsschule als
Schwerpunktfach aufzuheben. Unklar war, ob das Italienische künftig gemäss
Maturitätsanerkennungsreglement (MAR) Grundlagen- und damit Maturitätsfach bleiben
muss, oder ob auch eine Herabstufung zum Freifach gesetzlich möglich wäre. 51

KANTONALE POLITIK
DATUM: 19.01.2011
SUZANNE SCHÄR

Über die Bedeutung von Mundart wurde auch 2013 rege diskutiert. Mit einer Vielzahl
kantonaler Initiativen aus rechtskonservativen Kreisen mauserte sich ein ursprünglich
pädagogisches Anliegen zu einer politischen Wertediskussion um Identität und Heimat.
So lehnte etwa die Stimmbevölkerung in den Kantonen Glarus und Luzern zwei SVP-
Anliegen ab, die den Kindergartenunterricht ausschliesslich in Dialektsprache abhalten
wollten, und sprach sich damit im Gegensatz zu den Zürcher Stimmberechtigten, die
2011 ein ähnliches Anliegen gutgeheissen hatten, für eine gleichwertige Behandlung von
Dialekt und Hochdeutsch im Vorschulalter aus. Während eine weitere Initiative dieser
Art im Kanton Solothurn im Sammelstadium scheiterte, steht eine Volksabstimmung zur
SD-Initiative „Ja zur Mundart im Kindergarten“ im Kanton Aargau noch aus. Mitte Jahr
lancierte das Forum Helveticum ein Projekt zur Verbesserung der sprachkulturellen
Verständigung. An einem ersten Treffen kamen Vertreter von Bildungsinstitutionen,
Lehrerverbänden, Erziehungsdirektionen und der SRG zu Wort. Als angebracht
empfanden die Teilnehmenden unter anderem eine verstärkte Aufklärungsarbeit in der
lateinischen Schweiz zur Bedeutung der Mundart, da der geläufige Gebrauch der
Dialektsprache dort nicht nur im wortwörtlichen Sinne auf Unverständnis stosse.
Gleichzeitig soll in der Deutschschweiz die Funktion des Hochdeutschen als Instrument
der nationalen Kohäsion betont werden. 52

KANTONALE POLITIK
DATUM: 31.12.2013
MARLÈNE GERBER

1) LNN  und Vat., 6.11.90
2) LNN, 15.10.91. 
3) LZ, 23.1., 3.6., 22.9. und 20.11.92
4) LNN, 12.1., 25.10., 17.11. und 29.11.93; TA, 19.11.93; LZ, 29.11.93. 
5) Amt. Bull. NR, 1998, S.1010ff.; Amt. Bull. NR, 1998, S.2459ff.; Amt. Bull. StR, 1998, S.228ff.; Amt. Bull. StR, 1998, S.893ff.; BBI,
I, 1998, S.1393ff.; BBI, I, 1998, S.3ff.; BBI, I, 1998, S.3ff.; BBI, III, 1997, S.955f.; BBI, III, 1998, S.1157ff.
6) BaZ, 25.2.02; BüZ, 18.1. und 27.11.02; NZZ, 11.10.02; NLZ, 19.1., 5.4. und 1.5.02; NZZ, 7.1.02; Lib., 25.1. und 25.4.02
7) BaZ, 26.1., 6.5., 30.5. und 30.10.03.; BüZ, 19.5.03; LT, 24.3. und 12.11.03; Lib., 12.4. und 13.12.03.; NZZ, 7.2. und 9.5.03; TA,
2.5., 27.6. und 10.7.03.
8) BaZ, 11.5., 23.11., 24.11. und 26.11.04. Vgl. SPJ 2003, S. 15.; NLZ, 15.3., 30.4., 25.8. und 31.12.04.; NLZ, 29.10.04. Siehe dazu
auch Lit. Arbeitsgruppe KV-Revision.; NZZ, 10.1. (Vernehmlassung), 29.5., 11.6., 26.6., 9.7. (2. Lesung), 29.10. und 30.10.04
(Verabschiedung). Vgl. SPJ 2003, S. 15.
9) NLZ, 9.5. und 20.12.05
10) NLZ, 13.11.-16.11.06
11) NLZ, 30.1., 31.1., 24.3. (SVP), 15.5. (SP), 25.5., 29.5. und 9.6. (Neuerungen) sowie 18.6.07 (Resultat).
12) NZZ, 19.4.13
13) NLZ, 14.9.06. ; NZZ und TA, 2.6.06.
14) BE: Bund, 21.8.09. LU: NLZ, 19.6.09. BS: NZZ, 9.3.09. VD: 24h, 19.5.09.
15) BS: BAZ, 23.6. 18.08. und 27.09.10; GL: NZZ 2.5.10; VD: NZZ, 18.1.10; 24h, 18.1.10 und LT, 15.10.10; BE: Bund, 19.1. und
27.9.10; LU: NLZ 3.8.10.
16) NE: Exp, 30.4.10; VD: LT, 15.12.10; LU: NLZ, 27.11.10.
17) NZZ, 4.3.11
18) TA, 2.7.12.
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19) TA, 17.7.14; BLZ, 19.7.14
20) NLZ, 8.6.13; NZZ, 4.10.13.
21) NLZ, 28.6.04; 14.10.04.; LT, 21.10.04.; Bund, 13.8.04.; NZZ, 5.2.04.
22) CdT, 1.10.07; 21.12.07; NZZ, 6.6.07; 18.6.07; NLZ, 18.6.07.; Lib., 20.12.07.
23) NZZ, 8.7.14
24) Presse du 29.1.92; LNN, 13.6.92; TA, 6.6. et 28.7.92.
25) NLZ, 8.1., 2.2. (SP), 16.2., 9.5. (Parlament) und 25.9.00; NZZ, 12.9.00 (Parteien). Vgl. allgemein auch Bund 15.8.00.14
26) AB NR, 2005, Beilagen IV, S. 413 f.; Presse vom 12.-14.12. und 24.12.05.
27) NZZ, 6.11. und 11.11.00.
28) Lit. Schwaller.
29) Lit. May.
30) Lit. May.
31) Lit. May.
32) Auswertungen der Rechnungen 2010 der Fachgruppe für kantonale Finanzfragen.
33) Presse du 18.9.01.
34) SGT, 28.12.93; AT, 22.3., 27.4. und 18.5.94.
35) NZZ, 11.5. und 10.6.09; Presse vom 12.5.09; NLZ, 30.11.09.
36) TZ, 24.9.15; BaZ, 5.1.16; NZZ, 23.2.16
37) Presse vom 19.12.00. 
38) Cash, 19.1.96., Presse vom 9.7. und 10.7.96; NQ, 6.9. und 19.9.96., NF, 1.2.96; NQ, 1.4.96, Bund und BZ, 3.2. und 18.12.96,
24 Heures, 31.1.96, F. Brutsch, "L'allocation universelle, un bouleversement radical", in DP, Nr. 1240, 11.1.96, S. 4 f.;
"Tecklenburg (1997). Die neuen kantonalen Sozialhilfe-Modelle: Leistungen und Gegenleistungen", in CHSS, Nr. 1, S. 15 ff.
39) Bund und TA, 30.10.02; LT, 1.11.02. ; CdT, 23.4., 29.5., 29.8. und 17.10.02.; NLZ, 14.2., 24.5. und 29.9.02; Bund, 26.9.02.
40) AB NR, 2005, S. 1965 und Beilagen IV, S. 33 ff.; Presse vom 13.04.05
41) SN, 8.7.08; NLZ, 29.9.08; Bund und BZ, 3.10.08; LT, 2.7.08.
42) TG, 12.3.13; Bund, 13.4.13; SO, 5.5.13;TA, 13.5.13; AZ, 18.5.13; SoZ, 19.05.13; NZZ, 24.9.13; TG, 3.10.13; AZ, 11.10.13; TA,
22.11.13; LT, 2.12.13; Lib, 24.12.13 et 27.12.13.
43) Abstimmungszeitung Kanton Zürich vom 21.5.17; Bericht des Luzerner Regierungsrates vom 24.9.17; Resultate Kanton
Zürich vom 21.5.17; WW, 6.4.17; NZZ, 26.4.17; Blick, CdT, LT, NZZ, SGT, TA, TG, 4.5.17; SGT, 5.5.17; AZ, 6.5.17; NZZ, 10.5.17; WW,
11.5.17; TA, 16.5.17; WW, 18.5.17; AZ, 19.5.17; LT, 20.5.17; LT, SGT, 22.5.17; TG, 14.6.17; LT, NZZ, SGT, TA, WW, 15.6.17; Lib, 10.7.17;
LZ, 11.8.17; Lib, 18.9.17; NZZ, 20.9.17; LT, 25.9.17; BaZ, 6.12.17, 8.1., 9.1.18
44) NLZ, 21.1. und 28.10.05.
45) LNN, 9.1., 3.7., 28.8., 21.9. und 5.11.93. 
46) NLZ, 27.6.96
47) Presse vom 19.8.98
48) NZZ, 18.1., 9.2., 25.3. und 12.5.00; Presse vom 25.3. und 27.3.00; NLZ, 20.6.00
49) Bund, 17.8.02; TA, 28.8.02
50) NZZ, 28.12.96; NZZ, 8.2., 21.3. und 25.7.97; BaZ, 22.3.97; NLZ, 28.6.97; Presse vom 24.3.97
51) CdT, 19.1., 29.1., 1.2., 2.2., 4.2., 8.2., 11.2., 16.2., 18.10., 2.11., 18.11. und 24.11.11; NZZ, 4.2., 26.10. und 20.12.11; SoS, 15.2.11;
NLZ, 23.11.11.
52) LZ, 4.1. und 23.9.13; SOGL, 6.5.13; NZZ, 25.6.13
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